[image: image1.png]Humanistischer Verband
\j Deutschlands

Landesverband Berlin





22. Dezember 2004

PRESSEERKLÄRUNG

„Humanistische Lebenskunde“
hat Zukunft in der Berliner Schule

Rechtsgutachten zum Religions- und 
Weltanschauungsunterricht in Berlin vorgestellt

Am 22. Dezember 2004 hat der ehemalige Vorsitzende Richter am Oberverwaltungsgericht Berlin, Dr. Peter von Feldmann, ein Gutachten vorgestellt, welches die jüngst veröffentlichten Vorstellungen von Schulsenator Böger und seines juristischen Beraters Prof. Dr. Schlink zu künftigen Veränderungen des Religions- und Weltanschauungsunterrichts als „in keiner Weise der Rechts- und Tatsachenlage entsprechend“ einstuft.

Die wesentlichen Ergebnisse des Gutachtens, welches auf Nachfrage des Humanistischen Verbandes angefertigt wurde, sind:

1. Bei allen Regelungen zum Religions- und Weltanschauungsunterricht gilt – mit Bezug auf das Grundgesetz – das allgemeine Diskriminierungsverbot, die Religions- und Weltanschauungsfreiheit und das Neutralitätsgebot. Dies bedeutet, dass es verfassungswidrig wäre, etwa die christlichen Kirchen an der Berliner Schule zu privilegieren und andere Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften zu benachteiligen.

2. Die öffentlichen Äußerungen von Prof. Dr. Schlink, dass der Humanistische Verband keine Weltanschauungsgemeinschaft und deshalb nicht berechtigt sei, an Schulen zu unterrichten, entbehren der verfassungsrechtlichen Grundlage. Prof. Schlink – so das Gutachten – verkenne offenkundig, „was nach dem Grundgesetz unter Weltanschauungsgemeinschaften zu verstehen ist“. Dass der Humanistische Verband alle Anforderungen an eine Weltanschauungsgemeinschaft erfüllt, gehe inzwischen aus mehreren rechtskräftigen Urteilen des Berliner Oberverwaltungsgerichts und des Bundesverwaltungsgerichts hervor.

3. Im Land Berlin hat der Gesetzgeber im Vergleich zu anderen Bundesländern eine größere Gestaltungsfreiheit. Er kann die bisherigen Regelungen zum Religions- und Weltanschauungsunterricht beibehalten oder „andere Formen der Beteiligung von Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften am staatlichen Schulunterricht finden oder sogar ein Fach ohne jede Beteiligung der Religionsgemeinschaften“ einführen.“

4. Grundlegend falsch ist auf dem Hintergrund der Rechtssprechung dieser Gerichte auch die Behauptung von Prof. Dr. Schlink, dass die Islamische Föderation Berlin keine Religionsgemeinschaft sei. Wie im Gutachten ausführlich dargelegt wird, steht es „rechtskräftig fest, dass die Islamische Föderation die Anforderungen der Begriffsbestimmung einer Religionsgemeinschaft nach dem Grundgesetz erfüllt.“ Es besteht somit „keine Möglichkeit, die Islamische Föderation [...] nach dem neuen Schulgesetz von den Berliner Schulen fernzuhalten, solange nicht neue Tatsachen belegen, dass diese Vereinigung die vom Oberverwaltungsgericht Berlin benannten Grundregeln für eine Zusammenarbeit mit dem Staat in der Schule verletzt.“

Zu den Ergebnissen des Rechtsgutachtens erklärt Dr. Bruno Osuch als Vorsitzender des Humanistischen Verbandes Berlin: 

„Es ist Zeit für Schulsenator Böger und seine juristischen Berater, verfassungswidrige Gedankenspiele, bei denen die christlichen Kirchen gegenüber anderen Religionsgemeinschaften und gegenüber dem Humanistischen Verband privilegiert werden sollen, zu beenden.

Der Humanistische Verband ist für die Beibehaltung der bestehenden klaren Trennung von Staat und Kirche in Berlin. Deshalb lehnt der Verband einen Wahlpflichtbereich mit einem staatlichen Fach Religion, wie er von Schulsenator Böger favorisiert wird, strikt ab.

Das Rechtsgutachen kann per e-Mail zur Verfügung gestellt werden. Bei Bedarf bitte anfordern unter: presse@humanismus.de.

Der Autor, Rechtsanwalt Dr. Peter von Feldmann, ist erreichbar unter Tel. 030 / 813 20 29 bzw. Fax 030 / 8178 934.
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